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Die RTR-GmbH hat eine Stellungnahme bezüglich rechtlicher Aspekte zum
nö SendeanlagenabgabeG verfasst. 

Zusammenfassung Ablauf

Ausgangslage

Prüfung

21.6.2005:  Der nö Landtag beschließt das nö Sendeanlagenabgabe Gesetz.

22.6.2005: Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
ersucht die RTR-GmbH in rechtlicher Hinsicht zum nö Sendeanlagenabgabe 
Gesetz Stellung zu nehmen.

Ergebnis Schriftliche Stellungnahme der RTR-GmbH an das BMVIT vom 30.6.2005

Für die Stellungnahme überprüfte die RTR-GmbH das Gesetz vor allem 
hinsichtlich folgender Aspekte:

Verfassungsrechtliche Aspekte

Europarechtliche Aspekte

Einklang mit Regulierungszielen des TKG 2003
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Nach Einschätzung der RTR erweist sich das Gesetz aus mehreren Gründen als 
verfassungsrechtlich bedenklich.

Verstoß gegen
Sachlichkeitsgebot

Interessen des Bundesgesetz-
gebers werden missachtet

Bestimmtheitsgebot
wird verletzt

Gesetz ist gleichheitswidrig

• Bestimmte Sendeanlagen werden ohne erkennbare 
sachliche Rechtfertigung ausgeschlossen.
• Die Abgabepflicht betrifft ausschließlich Mobilbetreiber.
• Die Abgabepflicht betrifft ausschließlich Sendeanlagen 

auf privatem Grund.

• Das Gesetz enthält unklare Bestimmungen

• Gefährdung der Netzabdeckung
• Begünstigen von Wettbewerbsverzerrung

• Ziele des TKG 2003 werden torpediert

• Vorgebliche Lenkungsziele werden nicht oder kaum erreicht
• Es wird von veralteten Grundlagen ausgegangen.

• z.B. Begriff „Sendeanlage“

Das Gesetz ist
gemeinschafts-
rechtlich bedenklich,
weil nach der
Genehmigungs-
richtlinie Entgelte
- objektiv gerechtfertigt
- transparent
- nichtdiskriminierend
- und ihrem Zweck

angemessen sein
müssen.

Zusammenfassung: Schlussfolgerungen aus Verfassungs- und Gemeinschaftsrecht
GemeinschaftsrechtGrundsatz Detail
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Nach Einschätzung der RTR erweist sich das Gesetz aus mehreren Gründen als 
verfassungsrechtlich bedenklich.

Zusammenfassung: Schlussfolgerungen für den Wettbewerb

Verstoß gegen
Sachlichkeitsgebot

Interessen des Bundesgesetz-
gebers werden missachtet

Bestimmtheitsgebot
wird verletzt

Gesetz ist gleichheitswidrig

• Bestimmte Sendeanlagen werden ohne erkennbare 
sachliche Rechtfertigung ausgeschlossen.
• Die Abgabepflicht betrifft ausschließlich Mobilbetreiber.
• Die Abgabepflicht betrifft ausschließlich Sendeanlagen 

auf privatem Grund.

• Das Gesetz enthält unklare Bestimmungen

• Gefährdung der Netzabdeckung

• Begünstigen von Wettbewerbsverzerrung

• Ziele des TKG 2003 werden torpediert

• Vorgebliche Lenkungsziele werden nicht oder kaum erreicht.

• Es wird von veralteten Grundlagen ausgegangen.

• z.B. Begriff „Sendeanlage“

Verzerrung Wettbewerb

Abschaltung un-
wirtschaftlicher Anlagen

KommentarGrundsatz Detail

mobil anderevs.

Interpretationsspielraum:
Wer zahlt wie viel? Wofür?

?

vs.
kleine 

Betreiber
große

Betreiber

• Site Sharing tlw.
nicht möglich

• Daten aus 2000 bzw. 2001
• Weitere Details folgen im

technischen Gutachten


